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Fragenbogen • Vernehmlassung über die Teilrevision Kantonsverfassung (Richterliche Aufgaben der Kreise)



1. Vorgehen
1.1. Staffelung
	Sind Sie mit dem gestaffelten Vorgehen (zunächst Grundsatzfrage klären, anschliessend Umsetzung auf Gesetzesstufe) einverstanden?
	 FORMCHECKBOX 
 Ja
	 FORMCHECKBOX 
 Nein


Falls nein: Wie sollte das Vorgehen aussehen?
     
1.2. Beschränkung auf Justizbereich
	Sind Sie einverstanden, dass sich die Revision auf den richterlichen Bereich beschränkt und auf weitergehende Reformen (z.B. Vormundschaftsbereich, Betreibungs- und Konkurswesen) verzichtet?
	 FORMCHECKBOX 
 Ja
	 FORMCHECKBOX 
 Nein


Falls nein: Welche Reformen sollten miteinbezogen werden?
     
1.3. Festhalten an Kreisen

	Sind Sie einverstanden, dass die Revision an den Kreisen festhält?
	 FORMCHECKBOX 
 Ja
	 FORMCHECKBOX 
 Nein


Falls nein: Wie wäre die Problematik der bisherigen Verwaltungsaufgaben der Kreise zu lösen?
     
2. Inhaltliche Ausgestaltung der Vorlage
2.1. Aufgaben-Entflechtung im Bereich der Justiz
	Sind Sie einverstanden, dass die Zielsetzung des Projekts „Bündner NFA“ (Aufgaben-Entflechtung, Zuweisung der Zuständigkeit an eine Ebene) auch im Bereich der Justiz umgesetzt wird?
	 FORMCHECKBOX 
 Ja
	 FORMCHECKBOX 
 Nein


Falls nein: Warum nicht?
     
2.2. Verzicht auf Kompromisslösungen

	Sind Sie einverstanden, dass die Umsetzung der schweizerischen StPO und ZPO eine vollständige Aufgaben-Entflechtung angestrebt und auf mögliche Kompromisslösungen verzichtet?
	 FORMCHECKBOX 
 Ja
	 FORMCHECKBOX 
 Nein


Falls nein: Wie sollte eine teilweise Entflechtung aussehen?
     
2.3. Kantonalisierung der Zivil- und Strafgerichtsbarkeit
	Sollen die Gemeinden von den Kosten für die Zivilgerichtsbarkeit im engeren Sinn (d.h. Bezirksgerichte, Schlichtungsstellen Miete und Pacht sowie unentgeltliche Rechtspflege) entlastet werden?
	 FORMCHECKBOX 
 Ja
	 FORMCHECKBOX 
 Nein


Falls nein: Warum nicht?
     
2.4. Festhalten an bisheriger Organisation (soweit bundesrechtlich zulässig)
	Wollen Sie die Umsetzung von StPO und ZPO auf die zwingend notwendigen Anpassungen des kantonalen Rechts beschränken, obschon dies für die Gemeinden zu einer finanziellen Mehrbelastung führt?
	 FORMCHECKBOX 
 Ja
	 FORMCHECKBOX 
 Nein


Bemerkungen:

     
2.5. Übertragung der richterlichen Aufgaben an Bezirksgerichte und Staatsanwaltschaft
	Sind Sie einverstanden, dass die erstinstanzlichen richterlichen Aufgaben der Kreise auf die Bezirksgerichte (Zivilrecht) und die Staatsanwaltschaft übertragen werden?
	 FORMCHECKBOX 
 Ja
	 FORMCHECKBOX 
 Nein


Bemerkungen:

     
3. Anträge und Bemerkungen zu weiteren Punkten
     
Vernehmlassungsfrist:
30. Juni 2008
Bitte schicken Sie Ihre Stellungnahme an folgende Adresse:

E-Mail: Justizfragen@djsg.gr.ch

Departement für Justiz, Sicherheit und Gesundheit
Projektleitung Justiz- und Verfassungsfragen
Hofgraben 5

7001 Chur
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